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Antrag 

der Abgeordneten Martin Güll, Kathi Petersen, Dr. Simone Stroh-
mayr, Margit Wild, Markus Rinderspacher, Inge Aures, Volkmar 
Halbleib, Natascha Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Helga 
Schmitt-Bussinger, Doris Rauscher, Kathrin Sonnenholzner SPD 

Runden Tisch Ganztagsschulen einberufen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, der Forderung des Präsidenten 
des Bayerischen Städtetags, Dr. Ulrich Maly nachzukommen und ei-
nen Runden Tisch zum Thema „Ganztagsschulen“ einzuberufen. 

 

 

Begründung: 

Der gesellschaftliche Wandel, ein geändertes Familienbild, zuneh-
mende Berufstätigkeit beider Elternteile und eine höhere Zahl an Al-
leinerziehenden erfordern eine Anpassung des Schulwesens. Dies gilt 
etwa für die Betreuung von Schülern während 13 Wochen Schulferi-
enzeiten oder die Betreuung am Nachmittag – also in den Randzeiten, 
wenn die Eltern noch am Arbeitsplatz sind. Derzeit ist der Dschungel 
der Ganztagsbetreuung unübersichtlich – vielfältige und in ihrer päda-
gogischen Qualität höchst unterschiedliche Betreuungsmöglichkeiten 
und Fördersysteme laufen nebeneinander. Das Durcheinander mit 
einem Dutzend unterschiedlicher Angebote in Schulen und Horten 
muss harmonisiert und sinnvoll gegliedert werden. Es gibt etwa Horte, 
Tagespflege, Großtagespflege, Halbtagsgrundschule mit Morgenbe-
treuung, Halbtagsgrundschule mit Mittagsbetreuung, offene Ganz-
tagsschule und gebundene Ganztagsklassen (also eine wirkliche 
Ganztagsschule). Anknüpfend an den Bildungsgipfel 2009 von Staats-
regierung und kommunalen Spitzenverbänden ist es nach fünf Jahren 
an der Zeit, dass sich alle Beteiligten wieder an einen Tisch setzen, 
um die Umsetzung der Ganztagsgarantie des Ministerpräsidenten 
auch voranzubringen. 

 


